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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— — Nr. 22. 8— 


(Nr. 3404.) Gemeinheitstheilungs-Ordnung fuͤr die Rheinprovinz, mit Ausnahme der 
5 Kreiſe Duisburg und Rees, ſowie fuͤr Neuvorpommern und Ruͤgen. 
Vom 19. Mai 1851, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, fuͤr die Rheinprovinz, mit Aus⸗ 


nahme der Kreiſe Duisburg und Rees, ſowie fuͤr Neu-Vorpommern und 


Ruͤgen, was folgt: 


8 1. 
l * 
Nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes findet Statt: 


I. Die Ablöfung der als Dienſtbarkeit (Servitut) auf dem Grundeigen⸗ 
thum laſtenden Nutzungsberechtigungen: 


1) zur Weide; i 
2) dur Waldmaſt, zum Mitgenuffe von Holz und zur Entnahme von 
i freu; 5 
3) zum Plaggen-, Heide- und Buͤltenhieb; 
4) zur Torfnutzung; 
5) zum Grasſchnitt und zur Nutzung von Schilf, Binſen oder Rohr 
auf Ländereien und Privatgewaͤſſern aller Art; 
6) zum Pfluͤcken des Graſes und des Unkrauts in den beſtellten Fel⸗ 
dern (zum Krauten); 
7) zum Nachrechen auf abgeerndteten Feldern und zum Stoppelharken; 
8) zur Nutzung fremder Aecker gegen Hergebung des Duͤngers; 
9) zum Fruchtgewinn von einzelnen Stuͤcken fremder Aecker (zu De⸗ 
putatbeeten); 
10) zum Harzſcharren und 
11) zur Fiſcherei in ſtehenden oder fließenden Gewaͤſſern. 
Jahrgang 1854, (Nr. 3404,) 51 


Ausgegeben zu Berlin den 23. Juni 1851. 


II. Die 


(? 


9 
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II. Die Theilung von Grundſtuͤcken, welche von . 
ungetheilt beſeſſen und durch gemeinſame Ausuͤbung einer oder mehrer 
der nachbenannten Nutzungen: 

Weide, Waldmaſt, Holz- oder Streunutzungen, Plaggen-, Heide⸗ 
und Buͤltenhieb, c 8 
benutzt werden, namentlich au Marken, Erbenwaldungen und dgl. 


$. 2. 


Zu dem Antrage auf Theilung eines gemeinſchaftlichen Eigenthums iſt 
ein jeder Miteigenthuͤmer, zu dem Antrage auf Abloͤſung einer Dienstbarkeit 
ſowohl der Berechtigte, als der Eigenthuͤmer des verpflichteten Grundſtuͤcks befugt. 

Das Recht zum Antrage auf Theilung oder Servitut-Abloͤſung ſteht 
auch demjenigen zu, welcher den Antheil am Miteigenthum oder ein berechtig⸗ 
tes oder verpflichtetes Grundſtuͤck als nutzbarer Eigenthuͤmer beſitzt, nicht aber 
namentlich dem perſoͤnlichen Nießbraucher oder dem antrichretiſchen Pfandbeſitzer. 

Gemeinſchaftliche Beſitzer deſſelben Antheils am Miteigenthum oder ge— 
meinſchaftliche Eigenthuͤmer eines berechtigten oder verpflichteten Grundſtuͤcks 
koͤnnen nur gemeinſchaftlich die Abloͤſung einer Dienſtbarkeit beantragen; die 
nach den Antheilen zu berechnende Minderzahl von ihnen muß ſich aber dem 
in dieſer Beziehung gefaßten Beſchluſſe der Mehrzahl unterwerfen. 


H. 3. 


Das zur Beſtreitung der Laſten und Ausgaben der Gemeinden beſtimmte 
Vermögen (in Städten Kaͤmmerei⸗Vermoͤgen genannt) kann durch eine Ge— 
eee niemals in Privatvermoͤgen der Gemeindeglieder verwandelt 
werden. i g 

Ebenſowenig darf derjenige Theil des Vermoͤgens einer Gemeinde, deſſen 
Nutzungen den einzelnen Gemeindemitgliedern oder Einwohnern vermoͤge dieſer 
ihrer Eigenſchaft zukommen (das Gemeindeglieder-Vermoͤgen, in Staͤdten 
Buͤr e- Bermögen genannt), durch eine Gemeinheitstheilung in Privatvermoͤ⸗ 
gen der Mitglieder oder Einwohner verwandelt werden. Diefe Beſtimmung 
findet auch dann Anwendung, wenn die den Mitgliedern oder Einwohnern als 
ſolchen zuſtehenden Nutzungsrechte noch außerdem durch den Beſitz eines 
Grundſtüͤcks oder durch befondere perfönliche Verhaͤltniſſe bedingt find. 

Die Abfindung fir ſolche Nutzungsrechte fallt daher der Gemeinde als 
Korporation zu, waͤhrend die berechtigten Gemeindemitglieder oder Einwohner 
die Benutzung dieſer Abfindung fuͤr die Dauer ihrer Nutzungsrechte erhalten. 

Dagegen gehoͤren Nutzungsrechte der Gemeindemitglieder oder Einwoh⸗ 
ner am Gemeindeglieder-Vermoͤgen, welche denſelben nicht vermoͤge dieſer ihrer 
Eigenſchaft, ſondern aus einem anderen Rechtstitel gebuͤhren, nicht zum Ge: 
meinde⸗Vermoͤgen, ſondern zum Privatvermoͤgen der Nutzungsberechtigten, in 
welches daher auch die auf dieſe Rechte bei der Gemeinheitstheilung fallenden 
Abfindungen uͤbergehen. 


H. 4. 


$. 4. 


Andere als die im H. 1. genannten Nutzungsberechtigungen, welche als 
Dienſtbarkeit auf dem Grundeigenthum laſten, ſind auf einſeitigen Antrag nicht 
ſelbſtſtaͤndig abloͤsbar, ſondern die Abloͤſung derſelben kann nur bei Gelegenheit 
einer anderen nach dieſem Geſetze ftattfindenden Theilung oder Abloͤſung auf 
Antrag eines im Verfahren Betheiligten gefordert werden, inſofern ſie der 
wirthſchaftlich zweckmaͤßigen Benutzung des dem Verfahren unterworfenen 
Grundſtuͤcks hinderlich find. Das Recht des Fiskus auf den dritten Fuß, 
aueh Wim (tertia marcalis), im Herzogthum Berg iſt ohne Entſchaͤdigung 
aufgehoben. 


H. 5. 


Das einfache Recht der Stoppelweide oder des öden Weidgangs Caine 
päture) innerhalb einer Gemeinde, fofern es nicht auf einem beſonderen Titel 
beruht, ſondern nur nach unvordenklichem Ortsgebrauch den Gemeindegenoſſen 
zuſteht, unterliegt in dem Bezirk des Appellationsgerichts zu Koͤln nicht der 
Abloͤſung. Daſſelbe kann jedoch durch einen Beſchluß des Gemeinderaths mit 
Genehmigung des Bezirksraths reſp. des Kreisausſchuſſes (Gemeinde-Ordnung 
vom 11. März 1850, §§. 45. und 108.) aufgehoben werden. Die Aufhebung 
muß erfolgen, wenn die dem Flaͤcheninhalt nach berechnete Mehrzahl der be⸗ 
laſteten Grundbeſitzer in der Gemeinde die Aufhebung der Stoppelweide ſchrift⸗ 
lich bei dem Gemeinderathe beantragt. Die Unterſchriften muͤſſen durch den 
Gemeindevorſteher beglaubigt ſein. ö 

Das öde Weidgangsrecht, welches in dem gedachten Gerichtsbezirk meh⸗ 
reren Gemeinden wechſelſeitig auf ihren Gebieten zuſteht (Koppelweide), wird 
hierdurch ohne Entſchaͤdigung aufgehoben. a 


$. 6. 


Das Recht, auf Theilung oder Abloͤſung anzutragen, wird durch ent⸗ 
gegenſtehende Vertraͤge, Willenserklaͤrungen oder Judikate nicht ausgeſchloſſen 
und erliſcht nicht durch Verjaͤhrung. Vertraͤge oder Willenserklaͤrungen, welche 
eine Ausſchließung dieſes Rechts feſtſetzen, find auf Feine längere Zeit als auf 
zehn Jahre verbindlich. Nach dem Ablaufe dieſer Periode ſteht es jedem Be⸗ 
theiligten frei, ſein Recht auf Theilung oder Abloͤſung geltend zu machen. 


2 $. K 


Weber das Vorhandenſein, die Beſchaffenheit und den Umfang des Mit⸗ 
eigenthums, ſowie der abzuloͤſenden Berechtigungen, iſt lediglich nach den beſte⸗ 
henden Geſetzen zu entſcheiden. 

Die zur Weidetheilnahme berechtigte Viehzahl iſt in Ermangelung rechts⸗ 
beſtaͤndiger Willenserklaͤrungen und rechtskräftiger Erkenntniſſe, ſtatutariſcher 
Rechte oder Provinzialrechte: f 

(Nr. 3404,) N 51 * 1) bei 
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1) bei den Intereſſenten, welche zur Erzeugung von Winterfutter geeignete 
Grundſtuͤcke beſitzen, nach dem Futterertrage dieſer Grundſtuͤcke und dem 
e der bei denſelben ſeit rechtsverjaͤhrter Zeit benutzten 

ehnten; 

2) bei anderen Intereſſenten und ſoweit die nach Nr. 1. feſtzuſtellende Vieh⸗ 
zahl eine geringere iſt, auf anderthalb Kuͤhe feſtzuſetzen. | 


H. 8. 


Bei jeder Theilung und Abloͤſung bleibt die Beſtimmung der Art und 
Groͤße der Abfindung, welche einem jeden Theilnehmer gebuͤhrt, ſowie die Aus⸗ 
fuͤhrung der Auseinanderſetzung, zunaͤchſt dem freien Uebereinkommen der Par⸗ 
teien uͤberlaſſen. Doch haben dieſelben dabei die Vorſchriften des $. 19. zu 
beachten; auch muͤſſen die Theilungs⸗ und Servitut-Abloͤſungs-Vertraͤge in den 
Landestheilen des rechten Rheinufers, ſowie in Neu-Vorpommern und Ruͤgen, 
zur Nan und Beſtätigung der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde vorgelegt wer⸗ 
den. In Bezug auf die Prüfung und Beſtaͤtigung, ſowie die Wirkungen der 
beftätigten Verträge, gelten dieſelben Beſtimmungen, welche in den genannten 
Landestheilen für die Abloͤſungs⸗Vertraͤge von Reallaſten beſtehen. 

Kommt eine Uebereinkunft der Parteien nicht zu Stande, fo finden fol- 
gende Regeln Anwendung. 


$. 9. 


Die Theilung und Abloͤſung wird dadurch bewirkt, daß jedem Theilneh⸗ 
mer an Stelle feines Miteigenthums⸗ oder Nutzungsrechtes eine angemeffene 
Abfindung an Geldrente, Kapital oder Grundſtuͤcken uͤberwieſen wird. 


5 H. 10. 


Zu dieſem Behuf iſt der Werth der Theilnehmungsrechte durch Sach— 
verſtaͤndige abzuſchaͤtzen. f 
ch Dabei wird der Grund und Boden nach ſeinem gemeinen Werthe ver— 
anſchlagt. f 

„Die Schaͤtzung der abzulöfenden Berechtigungen erfolgt nach der land— 
üblichen oͤrtlich anwendbaren Art ihrer Benutzung und dem durchſchnittlichen 
Ertrage derſelben, mit Ruͤckſicht auf die Theilnahme anderer Mitberechtigter. 
Der abgeſchaͤtzte Werth darf niemals den geſammten gemeinen Werth dieſer 
Art von Nutzung des belaſteten Grundſtuͤcks uͤberſteigen. 

Bei den auf Forſten haftenden, nach dieſem Geſetze abloͤsbaren Dienſt⸗ 
barkeiten hat jedoch der Beſitzer des belafteten Waldes, wenn er Provokat ift, 
die Wahl, ob er den M e ee nach dem Nutzungsertrage der 
Dienſtbarkeit, oder nach dem Vortheile, welcher dem Belaſteten aus deren Auf⸗ 
hebung erwaͤchſt, entſchaͤdigen will. Im letzteren Falle darf aber die Hoͤhe der 
Entſchaͤdigung den Nutzungswerth der Berechtigung nicht uͤberſteigen. 


H. 11. 
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H. 11. 


Bei Ablöfung der Weide- und Graͤſerei⸗Berechtigung in Forſten iſt ein 
mittelmäßiger Holzbeſtand zum Grunde zu legen, wenn nicht der Forſt zur 
Zeit der Auseinanderſetzung beſſer als mittelmäßig beſtanden, oder die Befug⸗ 
niß des Waldbeſitzers, die Forſtkultur bis zum mittelmaͤßigen Holzbeſtande zu 
treiben, durch Vertraͤge, Verjaͤhrung oder Judikate verloren gegangen iſt. 


§. 12. 


Bei Ermittelung und Feſtſtellung des Werthes der Nutzungsrechte kom⸗ 
men die dem Berechtigten fuͤr dieſe Nutzungsrechte obliegenden Gegenleiſtun⸗ 
gen in Abzug. Der Werth wechſelſeitiger Dienſtbarkeiten wird inſoweit, als 
dies möglich iſt, durch Kompenſation ausgeglichen. . 


$. 13. 


; Jeder Miteigenthuͤmer kann in der Regel die Theilung des gemeinfchafts 
lichen Grundſtuͤcks in Natur verlangen. 


Die Naturaltheilung eines gemeinſchaftlichen Waldes aber iſt, ſoweit ſich 
die Betheiligten nicht uͤber dieſelbe einigen, ganz oder theilweiſe nur dann zu⸗ 
laͤſſig, wenn die einzelnen Antheile entweder zur forſtmaͤßigen Benutzung ge⸗ 
eignet bleiben oder in anderer Kulturart mit größerem Vortheile, wie zur Holz 
zucht benutzt werden koͤnnen. Außer dieſen Faͤllen kann die Auseinanderſetzung 
der Miteigenthuͤmer eines Waldes nur durch öffentlichen Verkauf an den Meift- 
bietenden bewirkt werden. 


§. 14. 


Die Abfindung fuͤr Dienſtbarkeitsrechte zur Maſt, zum Ey og oder 
zur i in Privatgewaͤſſern iſt in feſter Geldrente zu gewaͤhren und an⸗ 
zunehmen. 


Hat der Belaſtete auf die Abloͤſung angetragen, fo iſt der Berechtigte 
außerdem zu verlangen befugt, daß ihm ſeine noch brauchbaren Fiſchereigeraͤthe 
gegen Erſatz des Werthes derſelben von dem Provokanten abgenommen werden. 


b. 15. 


Für andere als die vorſtehend in dem F. 14. gedachten, nach den 
HH. 1. und 4. abzuloͤſenden Dienſtbarkeiten erfolgt die Abfindung in der Regel 
durch Abtretung von verhaͤltnißmaͤßigen Theilen des belaſteten Grundſtuͤcks. 
Das abzutretende Grundftük muß einen Kapitalwerth haben, welcher 
dem zwanzigfachen Betrage der jährlichen nach H. 10. ff. zu berechnenden Ent- 
ſchädigung gleichkommt. 
(Nr, 3401.) Wenn 
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Wenn eine Landentſchaͤdigung dem wirthſchaftlichen Intereſſe entweder 
des Berechtigten oder des Verpflichteten nach ſachverſtaͤndigem Ermeſſen nicht 
entſpricht, ſo muß die Abfindung auch fuͤr dieſe Dienſtbarkeiten ganz oder theil⸗ 
weiſe in feſter Geldrente gegeben und angenommen werden. Das Letztere muß 
bei den auf Forſten haftenden Dienſtbarkeitsrechten zur Weide, zur Graͤſerei, 
. Mitgenuſſe von Holz, zum Streuholen und zum Plaggen-, Heide- und 

ültenhiebe — vorbehaltlich der auch hier zulaͤſſigen anderweiten Einigung der 
Betheiligten — auch dann geſchehen, wenn die Landabfindung bei ihrer Bes 
nutzung in anderer Kulturart nachhaltig keinen hoͤheren Ertrag als bek der Be— 
nutzung zur Holzzucht zu gewaͤhren vermag. 

Iſt dieſes dagegen der Fall, ſo wird die Abfindung dem Berechtigten in 
ſolcher anderen Kulturart unter Beruͤckſichtigung der erforderlichen Kulturkoſten 
angerechnet. Die darauf befindlichen Holzbeſtaͤnde verbleiben dem Forſteigen⸗ 
thuͤmer. Er muß dieſelben vor der Uebergabe des Landes, im Mangel einer 
Einigung, nach der Beſtimmung der Auseinanderſetzungs-Behoͤrde binnen einer 
Friſt, welche drei Jahre nicht uͤberſteigen darf, abraͤumen. 

Bis zur vollſtaͤndigen Abraͤumung und Uebergabe des Entſchaͤdigungs— 
landes hat der Forſteigenthuͤmer eine dem Extragswerthe der noch nicht abge— 
tretenen Flaͤche entſprechende Geldrente dem Berechtigten zu zahlen. 

Fuͤr Dienſtbarkeitsrechte zum Mitgenuſſe von Holz und zum Streuholen 
iſt jedoch der belaſtete Grundbeſitzer befugt, die Entſchaͤdigung des Berechtig— 
ten in auch nur zur Holzzucht geeignetem beſtandenen Forſtlande mit Amech⸗ 
nung der darauf befindlichen Holzbeſtaͤnde zu gewaͤhren, wenn letztere zu einer 
nachhaltigen forſtmaͤßigen Benutzung geeignet find. In dieſem Falle muß aber 
die Abfindungsflaͤche, wenn fie einen nur zu Hochwaldwirthſchaft geeigneten 
Holzbeſtand enthaͤlt, mindeſtens einen Umfang von dreißig Morgen haben. 


H. 16. 


Eine jede Landabfindung iſt in derjenigen Lage auszuweiſen, welche den 
gegen einander abzuwaͤgenden wirthſchaftlichen Intereſſen aller Betheiligten am 
meiſten entſpricht. Eine Verlooſung findet nur inſoweit ſtatt, als die wirth— 
ſchaftliche Lage der Abfindungen dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Jedem Theilnehmer muͤſſen die erforderlichen Wege und Triften zu ſei⸗ 
ner Abfindung verſchafft werden, auch iſt für die noͤthigen Gräben zu forgen, 
ohne welche der Boden denjenigen Ertrag, zu dem er abgeſchaͤtzt worden iſt, 
nicht gewähren kann. 8 iſt jeder Theilnehmer zu verlangen befugt, 
daß ihm die unentbehrliche Mitbenutzung der Traͤnkſtaͤtten auf den auseinander⸗ 
geſetzten Grundſtücken vorbehalten und dieſe Staͤtten fo ausgewieſen werden, 
wie es fuͤr alle Betheiligten am bequemſten iſt. 

Die vor der Auseinanderſetzung ſchon gemeinſchaftlich benutzten Lehm, 
Sand, Kalk⸗ und Mergelgruben, Kalk- und andere Steinbruͤche bleiben zur 
gemeinſchaftlichen Benutzung auch ferner vorbehalten, inſofern die Theilnehmer 
deshalb nicht durch Ueberweiſung beſonderer Vorraͤthe dieſer Art ausgeglichen 
werden koͤnnen. 

Die 
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Die zur Herſtellung und Unterhaltung aller dieſer Anlagen zu machen⸗ 
den Verwendungen ſind von allen Betheiligten nach Verhaͤltniß ihrer Theilneh⸗ 
mungsrechte aufzubringen. 


H. 1 7. 


Die uͤber das zu theilende Grundſſück führenden Wege koͤnnen, inſoweit 
es fuͤr die zweckmaͤßige Einrichtung des Theilungsplanes —— erſcheint, ver⸗ 
80 und ſelbſt aufgehoben werden, ohne daß den bei dem Gebrauche dieſer 
Wege Betheiligten, ſobald ihnen nicht ein erheblicher Nachtheil aus der Ver: 
Anderung entſteht, ein Widerſpruch dagegen geftattet iſt. 

Brück Daffelbe, gilt in Betreff der Verlegung von Gräben, Fluͤſſen und 
ruͤcken. 


$. 18. 


Kein Beſitzer kann genöthigt werden, ſich einer Umlegung derjenigen ſei⸗ 
ner Grundſtuͤcke, welche er nicht zur Abfindung aufzuhebender Berechtigungen 
abtreten muß, behufs Erlangung einer wirthſchaftlichen Lage zu unterwerfen. 

In Neu: Vorpommern und Ruͤgen bleibt die Umlegung vermiſcht unter 
einander liegender Grundſtuͤcke — agri intermixti — zulaͤſſig, inſoweit die Ver⸗ 
ordnung vom 18. November 1775. ſolche geſtattet. 


$. 19. 


Eine Vereinigung der Parteien uͤber eine andere Rente als eine feſte 
Geldrente iſt unzulaͤſſig. 

Alle Entſchaͤdigungsrenten für aufgehobene Nutzungsrechte find auf 
den Antrag ſowohl des Berechtigten als des Verpflichteten nach vorhergegan— 
gener ſechsmonatlicher Kuͤndigung durch Baarzahlung des zwanzigfachen Be⸗ 
trages derſelben abloͤsbar. em Verpflichteten iſt es geſtattet, das Kapital 
in vier auf einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablaufe der 
Kuͤndigungsfriſt an gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen; doch iſt der Des 
rechtigte nur ſolche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, welche mindeſtens 
Einhundert Thaler betragen. Der jedesmalige Ruͤckſtand iſt mit fünf Prozent 
jaͤhrlich zu verzinſen. ar 

Den Parteien ſteht es frei, ſich über andere Zahlungstermine und einen 
anderen Abloͤſungsſatz zu vereinigen, jedoch darf der letztere nie den fuͤnfund⸗ 
zwanzigfachen Betrag der Jahresrente uͤberſteigen. Verabredungen, welche 
dieſer Vorſchrift zuwiderlaufen, haben die Wirkung, daß der Berechtigte auf 

rund derſelben nur den fuͤnfundzwanzigfachen Betrag der Jahresrente zu 
fordern befugt iſt. f 


§. 20. 


Die Abfindung, welche jeder Theilnehmer durch die Auseinanderſetzung 
erhält, tritt in die Stelle der dafuͤr aufgehobenen Theilnahmerechte oder 12 
(Nr. 9404) a⸗ 
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dadurch abgelöften Berechtigungen und uͤberkommt in rechtlicher Beziehung alle 
Eigenſchaften derſelben. 

Das zur Ablöfung eines Nutzungsrechts abgetretene Land wird von allen 
auf dem belaſteten Grundſtuͤck laſtenden Hypotheken frei und dagegen den auf 
dem Nutzungsrecht haftenden Hypotheken unterworfen. 

Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Koͤln ſind uͤberhaupt 
in Bezug auf die Wirkung der Theilung und das durch dieſelbe begruͤndete 
Privilegium die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen maaßgebend und finden 
dieſelben Beſtimmungen auch in Bezug auf die Wirkung der Abloͤſung und die 
Sicherung der abgefundenen Nutzungsberechtigten Anwendung (Artikel 883. ff. 
2103. Nr. 3. Artikel 2109. des buͤrgerlichen Geſetzbuchs). 

Die Friſt zur Wahrung des dem abgefundenen Miteigenthuͤmer oder 
Nutzungs berechtigten zuſtehenden Privilegiums beginnt mit dem Tage des Thei- 
lungs⸗ oder Ablöͤſungs⸗Vertrages, beziehungsweiſe dem Tage des beſtaͤtigenden 
Beſchluſſes oder Urthels. 

In Neu⸗Vorpommern und Rügen und im oſtrheiniſchen Theile des Re— 

ierungsbezirks Koblenz — mit Ausſchluß der Herrſchaft Wildenburg, Kreis 

Altenkirchen — haben Renten und Kapitalien, welche zur Abfindung im Thei⸗ 
lungs⸗ und Ablöfungs = Verfahren uͤbernommen werden, ein geſetzliches Hypo⸗ 
thekenrecht gegen diejenigen Grundſtuͤcke der Schuldner, welche der aufgehobe⸗ 
nen Gemeinheit unterworfen waren, und genießen vor allen hypothekariſchen 
Forderungen daſſelbe Vorzugsrecht, welches dem abgelöften Rechte zuſtand. 

Die Miniſter der Juſtiz und der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
werden ermaͤchtigt, mit Ruͤckſicht auf die verſchiedene Hypotheken⸗Verfaſſung 
der einzelnen Landestheile, den Behörden die näheren Anweisungen zu erthei- 
len, welche zur Sicherung der Rechte der Renten- und Kapitals - Empfaͤnger 
und deren Realberechtigten erforderlich ſind. 


* H. 21. 


Die Grundſteuern und öffentlichen Laſten verbleiben auf den Grund- 
ſtuͤcken, auf welchen fie vor der Auseinanderſetzung gehaftet haben. 


H. 22. 


In den Landestheilen des linken Rheinufers gelten ruͤckſichtlich der 
durch die Theilung oder Ablöfung veränderten Verhaͤltniſſe der Nießbraucher 
und Pächter folgende Vorſchriften: 


Nießbraucher eines Miteigenthumsrechts oder einer ab elöften 
Nutzungsberechtigung muͤſſen ſich mit dem Genuſſe der Abfindung 


begnuͤgen. 

Pächter muͤſſen ſich, inſofern ihnen die aufgehobene Nutzung uͤber⸗ 
haupt mitverpachtet war, mit der Nutzung der Landabfindun begnuͤgen; 
ihnen fallen die Entſchaͤdigungen für vorübergehende Nachtheile zu, in⸗ 

ſo⸗ 
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ſoweit fie ſich nicht jüber die Pachtzeit hinaus erſtrecken; auch muͤſſen 
die Verpächter die Anlegung der erforderlichen Wege, Graben, Traͤnken 
und Ken der Grundſtuͤcke bewirken oder den Paͤchtern die 
dafuͤr gemachten Auslagen erſtatten. Eine Rentenentſchaͤdigung bezieht 
während der Pachtzeit der Pächter und bei einer Kapitalentichädigung 
iſt er berechtigt, deren Zinsbetrag zu fuͤnf Prozent von der jaͤhrlichen 
Pachtzahlung nach Verhaͤltniß der kontraktlichen Zahlungstermine abzu⸗ 
ziehen. Will der Paͤchter ſich mit dieſen Entſchaͤdigungen nicht begnuͤgen, 
ſo ſteht ihm frei, binnen drei Monaten, nachdem ihm der betreffende 
Auszug aus dem Theilungs- oder Abloͤſungsplane zugeſtellt worden, die 
Pacht zu kuͤndigen. Die Pacht hört alsdann mit dem Ende des lau— 
fenden Pachtjahres auf; wenn aber ſeit dem Tage der Kuͤndigung bis 
u dieſem Termine nicht mindeſtens drei Monate verſtrichen find, jo währt 
as Pachtverhaͤltniß noch fuͤr das naͤchſte Jahr fort. 

Der Nießbraucher desjenigen Grundſtuͤcks, welches die Abfindung 
gewährt, kann der Theilung und Abloͤſung gleichfalls nicht widerſprechen. 
Er hat die Abfindungsrente waͤhrend der Dauer des Nießbrauchs zu 
entrichten und muß im Falle einer Kapitalentſchaͤdigung dem Eigen⸗ 
thuͤmer, welchem die Baarzahlung derſelben obliegt, die Zinſen des 
Kapitals zu fünf Prozent gerechnet vom Zahlungstage ab verguͤten. 

Das Naͤmliche gilt von dem Pächter eines ſolchen Grundſtuͤcks. 
Doch ſteht es demſelben auch in dieſem Falle frei, die Pacht nach den 
obigen Beſtimmungen zu kuͤndigen. 

Das dem Paͤchter in dieſem Paragraphen eingeraͤumte Recht der 
Kündigung findet nicht ſtatt, wenn das abgeloͤſte Recht im Verhältniß 
zur ganzen Wirthſchaft ſo unbedeutend iſt, daß aus der Abloͤſung keine 
merkliche Veraͤnderung der Wirthſchaftsverhaͤltniſſe entſtehen kann. 

Sind fuͤr den Fall einer Theilung oder Abloͤſung zwiſchen dem 
Paͤchter und Verpaͤchter in dem Pachtvertrage andere Abreden uͤber die 
Auseinanderſetzung auf rechtsverbindliche Weiſe getroffen worden, fü 
behaͤlt es bei dieſen ſein Bewenden. 


$. 23; 


In den Landestheilen des linken Rheinufers erfolgt das Verfahren bei 
den Theilungen und Servitut-Abloͤſungen nach den Vorſchriften des daruͤber 
ergehenden beſonderen Geſetzes. 


H. 24. 


In den zum ehemaligen Großherzogthum Berg gehörig 
geweſenen Landestheilen des Bezirks des Rheiniſchen Appella— 
tionsgerichtshofes finden bei den Theilungen und Servitut-Abloͤſungen 
in Anſehung der Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perſonen und in An⸗ 
ſehung des ganzen Auseinanderſetzungs-Verfahrens, ſowie der Koſtenanſaͤtze, die- 
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ſelben Vorſchriften Anwendung, welche daſelbſt für die Ablöfung der Real— 
laſten gelten. . . 

Die Ausführung der Geſchaͤfte wird in den gedachten Landestheilen der 
Generalkommiſſion zu Muͤnſter hierdurch uͤbertragen. 


$. 25, 


In dem oſtrheiniſchen Theile des Regierungsbezirks 
Koblenz, mit Ausſchluß der Herrſchaft Wildenburg, Kreis Alten⸗ 
kirchen, finden bei den Theilungen und Servitut⸗Abloͤſungen in Anſehung der 
Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perſonen und in Anſehung des ganzen 
er ee, ſowie der Koſtenanſaͤtze, dieſelben Vorſchriften 
Anwendung, welche daſelbſt fir die Ablöfung der eallaſten durch die Ab: 
—— . vom 4. Juli 1840. und deren Ergänzungen ertheilt wor- 

en ſind. 

Die Ausführung der Geſchaͤfte wird in den gedachten Landes theilen der 
Regierung zu Koblenz und dem dortigen Spruchkollegium hierdurch über- 
tragen. 


F. 26. 


5 In Neu⸗Vorpommern und Rügen finden bei den Theilungen und 
Servitut-Ablöfungen in Anſehung der Rechte und Verbindlichkeiten dritter Per⸗ 
ſonen und in Anſehung des ganzen Auseinanderſetzungs-Verfahrens, ſowie der 
Koſtenanſaͤtze, dieſelben Vorſchriften Anwendung, welche in dieſen Beziehungen 
in den übrigen Theilen der Provinz Pommern bei Ablöfungen und Gemeinheits- 
theilungen gelten. 

Die Ausfuͤhrung der Geſchaͤfte in den genannten Landestheilen wird 
hierdurch der Generalkommiſſion in Stargard uͤbertragen. 


$. 27. 


Nutzungsberechtigungen, welche durch $. 1. des gegenwärtigen Geſetzes 
für ablösbar erklaͤrt find, können in Zukunft nur durch ſchriftlichen Titel errich- 
tet werden. Der fortgeſetzte Beſitz und eine auf denſelben geftügte Verjaͤhrung 
reicht in Zukunft zu ihrer Erwerbung nicht hin, auch da, wo eine ſolche bis⸗ 
her noch ſtattfinden konnte. Der Lauf der erwerbenden Verjaͤhrung wird in 
Anſehung ſolcher Nutzungsberechtigungen mit dem Tage, an welchem das 
gegenwaͤrtige Geſetz in Kraft tritt, unterbrochen. 

In Anſehung der Befugniß zur Ausſchließung des Antrages auf Ab⸗ 
löfung iſt auch fr Nutzungsrechte, welche in Zukunft errichtet werden, die 
Beſtimmung des F. 6. maaßgebend. 

Die nach H. 5. aufgehobenen Rechte koͤnnen in Zukunft nicht wieder 
entſtehen. 


H. 28. 
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$ 28. 


Gemeinſchaftliches Eigenthum der im F. 1. bezeichneten Art, welches 
nach Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes entſteht, kann nur nach Vor⸗ 
ſchrift der allgemeinen Geſetze getheilt werden. 


. 


. . 


Von den Koſten der Abloͤſung einſeitiger Forſtſervituten werden die der 
Vermeſſung und Bonitirung des belaſteten Waldes, inſofern dieſelben unver⸗ 
meidlich ſind, von allen Theilnehmern nach Verhaͤltniß der Theilnehmungs⸗ 
rechte getragen. Die uͤbrigen Auseinanderſetzungs-Koſten tragen die Theilnehmer 
nach Verhaͤltniß des Vortheils, welcher ihnen aus der Auseinanderſetzung 
erwaͤchſt. Das ungefähre Verhaͤltniß dieſes Vortheils wird von dem Ausein⸗ 
anderſetzungs-Kommiſſarius ermeſſen und der Koſtenpunkt von der Ausein— 
anderſetzungs-Behoͤrde feſtgeſetzt. 

In anderen Theilungs- und Abloͤſungsſachen werden die Koſten der 
Vermeſſung und Bonitirung ebenſo wie die uͤbrigen Auseinanderſetzungs⸗ 
Koſten unter alle Theilnehmer nach Verhaͤltniß des Vortheils vertheilt, welcher 
jedem Einzelnen aus der Auseinanderſetzung erwaͤchſt. Iſt dieſer Vortheil 
nicht zu ermitteln, ſo ſoll ſtatt ſeiner der Werth des Theilnehmungsrechts zum 
Grunde gelegt werden. f 

Die Kosten, welche durch Weiterungen einzelner Theilnehmer oder durch 
Prozeſſe entſtanden ſind, fallen nach den Regeln uͤber die Prozeßkoſten dem 
unterliegenden Theile zur Laſt. ö 


H. 30. 


Durch das gegenwartige Geſetz werden die vor dem Eintritte ſeiner 
Rechtskraft in Theilungs- und Abloͤſungsſachen auf rechtsbeſtaͤndige Weiſe 
erfolgten Feſtſetzungen über die Art und Hoͤhe der Entſchaͤdigung und uͤber das 
Koſtenbeitrags⸗Verhaͤltniß nicht geaͤndert. i 

„Die dem Hauptgegenſtande nach noch nicht zur Ausführung gebrachten 
Theilungen und Servitut-Abloͤſungen gehen in derjenigen Lage, in welcher fie 
ſich befinden, in das neue Verfahren über. 8 

Wegen der Landestheile des linken Rheinufers wird das Nähere 
darüber in dem beſonderen Geſetze über das Verfahren in den nach biefer 
Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung zu behandelnden Theilungen und Abloͤſungen 

mt 


eſtimmt. 


§. 31. 


Ale bisherigen Vorſchriften über Gegenſtaͤnde, worüber dieſe Gemein: 
heitstheilungs⸗Ordnung Beſtimmungen enthält, werden, inſoweit fie mit derſelben 
unvereinbar ſind, außer Kraft geſetzt. 4. ˖ 

(Nr, 3404,) 52“ * 


— 382 — 


Die Polizei⸗ ä über die Bewirthſchaftung der Hauberge in den 
Aemtern Freusberg und Friedewald, Kreis Altenkirchen, vom 21. November 1836. 
bleibt aber — an ſtehen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Wande N 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Warſchau, den 19. Mai 1851. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


(Nr. 3405.) 


(Nr. 3405.) Geſetz, betreffend das Verfahren in den nach der Gemeinheitstheilungs-Ordnung 
8 zu behandelnden Theilungen und Abloͤſungen in den Landestheilen des 
linken Rheinufers. Vom 19. Mai 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Sit. 


In den Landestheilen des linken Rheinufers foll für die nach der Ge— 
meinheitstheilungs-Ordnung zu behandelnden Theilungen und Abloͤſungen fol— 
gendes Verfahren ſtattfinden. a 


Der Antrag auf Theilung oder Ablöfung iſt bei der Regierung, in deren 
Bezirk das zuſtaͤndige Gericht ſeinen Sitz hat, ſchriftlich oder zu Protokoll an⸗ 
3 unter moͤglichſt genauer Bezeichnung des Gegenſtandes, der dem 

ntragſteller bekannten Betheiligten und der Arten ihrer Rechte. 


H. 2. 


Dem Antragſteller wird durch die a 9 ſchriftlicher Nachweis ge⸗ 
geben, daß er den Antrag angebracht hat. Die Regierung prüft, ob der An⸗ 
wog nach der Gemeinheitstheilungs - Ordnung zulaftı ſei. Iſt dies nicht der 
Fall, ſo weiſt ſie den Antrag durch ſchriftlichen Beſcheid zuruͤck. Gegen die⸗ 
ſen Beſcheid ſteht dem Antragſteller Rekurs an das Landgericht zu, welches 
daruͤber durch Rathskammerbeſchluß entſcheidet. 


$. 3. 


Wird dem Antrage ſtattgegeben, fo beſtellt die Regierung einen Kom: 
Bi und einen Protokollfuͤhrer für das den Einigungsverſuch bezweckende 
erfahren. 


Dieſe Perſonen muͤſſen, inſofern ſie nicht vereidete Beamte ſind, durch 
den Praͤſidenten der Regierung oder durch einen von demſelben beauftragten 
Verwaltungs beamten fuͤr die gewiſſenhafte Ausfuͤhrung der ihnen nach dem 
gegenwärtigen Geſetze obliegenden Verpflichtungen vereidet werden. Beſchwer⸗ 
den gegen dieſelben ſind bei der Regierung und weiter bei dem Miniſter fuͤr 
landwirthſchaftliche Angelegenheiten anzubringen. 


F. 4. 


Die von dem Kommiſſar unter Zuziehung des Protokollfuͤhrers aufge— 
e Verhandlungen uͤber alle die Theilung oder Abloͤſung 38 
r. 3405.) e⸗ 


_ Mi 


Gegenſtaͤnde, mit Einſchluß der vor ihnen ausgeſtellten Vollmachten zum 
Zwecke des Geſchaͤfts, haben die Beweiskraft authentiſcher Urkunden. 


§. 5. 


Der Kommiſſar hat alle auf das Theilungs- oder Abloͤſungsgeſchaͤft be⸗ 
e Verhaͤltniſſe, ſaͤmmtliche zum Verfahren gehörigen Betheiligten, ſowie 
en Umfang ihrer Rechte, zu ermitteln. Er hat die Betheiligten zu Aeußerun⸗ 
gen und Erklaͤrungen uͤber die Ausfuͤhrung des Geſchaͤfts zu veranlaſſen, auf 
guͤtliche Einigung möglichft hinzuwirken und dahin zielende ſachgemaͤße Vor⸗ 
ſchlaͤge zu machen. Er zieht, wo es noͤthig iſt, Sachverſtaͤndige zu, um die 
Grundlagen fuͤr den Theilungs- oder Abloͤſungsplan zu beſchaffen. 


H. 6. 


Die Verfügung, durch welche der Kommiſſar die Betheiligten zu Ter- 
minen vor ſich beruft, muß enthalten: 

1) Namen, Stand und Wohnort des Antragſtellers, und wenn mehrere den 
Antrag geſtellt haben, Namen, Stand und Wohnort eines derſelben mit 
dem Zuſatze: „und Genoſſen“; 

2) den Gegenſtand des Antrages, unter moͤglichſt genauer Bezeichnung der 
zu theilenden oder von Nutzungsberechtigungen zu befreienden Grund— 
ſtuͤcke und der abzuloͤſenden Nutzungsberechtigungen; 

3) Ort, Tag und Stunde der Termine; 555 

4) die Aufforderung an jeden Betheiligten, im Termine zu erſcheinen, um 
über den Antrag und deſſen Ausführung feine Erklaͤrungen abzugeben, 
unter der . daß gegen den Aus bleibenden angenommen 
werde, daß er die Theilnahmerechte und die Berechtigungen ſo anerkenne, 
wie die Erſcheinenden ſolche angeben und in Bezug auf den Entwurf 
des Theilungs > oder Abloͤſungsplans keine Erklaͤrungen abgeben wolle. 


H. dr 


Wird vor dem Kommiſſar der Antrag geftellt, das Verfahren über den 
Umfang des urfprünglichen Antrags hinaus — in Anſehung des Gegenftandes 
oder der Perſonen — auszudehnen, ſo hat er dieſem Verlangen Folge zu 
geben, ſoweit der neue Antrag nach der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung mlaſſtg 
iſt, und ſodann in Bezug auf den erweiterten Antrag nach FH. 5. und 6. zu 
verfahren. 

Werden Wanne gegen die Erweiterung des Antrags erhoben, ſo 
hat über dieſelben zunaͤchſt die Regierung zu befinden. Gegen die Entſcheidung 
der letzteren iſt der im H. 2. vorgeſehene Rekurs an das Landgericht zulaͤſſig. 


$. 8. 


Der Kommiſſar kann von Amtswegen die Antheile oder Berechtigungen 
ſolcher Perſonen, welche ſich nicht vor ihm melden, bei dem Geſchaͤfte 1 
ich⸗ 


— . we 


ſichtigen, ſofern ihm ſolche unzweifelhaft erſcheinen und die übrigen Betheiligten 
nicht widerſprechen. 


§. 9. 


Wenn derſelbe Antheil oder daſſelbe 3 mehreren Per⸗ 
ſonen in Gemeinſchaft zuſteht, ſo muͤſſen letztere ihre Rechte gemeinſchaftlich 
wahrnehmen. Tritt nur Einer von ihnen in dem Verfahren auf, ſo werden 
die uͤbrigen durch ihn mitvertreten; wenn mehrere von ihnen oder alle an dem 
Verfahren Theil nehmen, ſo gilt der Wille der nach der Groͤße der Bethei⸗ 
e ten zu berechnenden Mehrheit der Erſchienenen als bindend fuͤr die 
uͤbrigen. 


§. 10. 


Im Falle verſchiedene Perſonen jede denſelben Antheil oder daſſelbe 
Theilnehmungsrecht ausſchließlich für ſich in Anſpruch nehmen, fo werden die 
Rechte bis dahin, daß der Streit unter ihnen anderweitig erledigt iſt, durch 
denjenigen wahrgenommen, welcher den letzten Beſitz und Genuß des Theil- 
nehmungsrechts beſcheinigt. Der Kommiſſar hat dieſen Punkt zu regeln. Der⸗ 
jenige, welcher ſpaͤter die Erledigung des Streites zu feinen Gunſten nachweiſt, 
tritt alsdann in die Stelle des vorläufig Zugelaſſenen; auf die rechtliche Stel⸗ 
lung der übrigen Intereſſenten ift dies jedoch ohne Einfluß. Derſelbe muß 
daher eine Einigung, welche von dem vorlaͤufig zugelaſſenen Inhaber eingegan⸗ 

en worden iſt, auch gegen ſich als verbindlich gelten laſſen und kann den 
uͤbrigen Betheiligten gegenüber aus der Ablöfungs- oder Theilungsmaſſe nicht 
ein Mehreres oder Anderes fordern, als jenem zugewieſen worden iſt. 


H. 11. 


Der Kommiſſar hat, wenn er die vorbereitenden Schritte fuͤr erledigt 
hält, einen Theilungs- oder Ablöfungsplan zu entwerfen und denſelben bei 
dem Vorſteher der Gemeinde, unter welcher die Grundſtuͤcke gelegen find, zur 
Einſicht jedes Betheiligten niederzulegen. n f 

Sind die Grundſtuͤcke in mehreren Gemeinden gelegen, ſo beſtimmt der 
Kommiſſar diejenige Gemeinde, bei deren Vorſteher er den Plan niederlegt. 
Die Niederlegung wird durch den Gemeindevorſteher auf dem Plane beſchei⸗ 
nigt. Der Kommiſſar erlaͤßt ſodann eine Verfuͤgung, in welcher er unter An⸗ 
zeige der Niederlegung des Plans Ort, Tag und Stunde zur Erklaͤrung uͤber 
den Plan anberaumt und jeden Betheiligten auffordert, in dem Termine vor 
ihm zu erſcheinen, unter der Verwarnung, daß gegen die Ausbleibenden ange— 
nommen werde, ſie genehmigen den Plan. . 


H. 12. 


9 Wird in dem Termine Widerſpruch gegen den Plan erhoben und nicht 
1 8 Einigung zuruͤckgenommen, und iſt es wahrſcheinlich, daß auf . 
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änderung des Plans die Genehmigung aller Betheiligten erfolgen werde, fo 
fertigt der Kommiſſar einen neuen Plan und legt denſelben, nach Beobachtung 
der Vorſchrift des vorhergehenden Paragraphen, den Betheiligten in einem 
anderweitigen Termine zur Erklaͤrung vor. 


$. 1 57 


Wenn nach den Erklaͤrungen der im Termine erſchienenen Betheiligten 
der Theilungs- oder Abloͤſungsplan genehmigt iſt, ſo hat der Kommiſſar 
darüber eine Verhandlung aufzunehmen und von den Betheiligten unterſchrei⸗ 
ben zu laſſen. Iſt ein Betheiligter nicht im Stande, zu unterſchreiben, oder 
der Vorladung ungeachtet ausgeblieben, ſo muß dies im Protokolle erwaͤhnt 
werden. Der vereinbarte Theilungs- oder Abloͤſungsplan muß entweder in 
die Verhandlung vollſtaͤndig aufgenommen, oder mit den Unterſchriften der 
Betheiligten, ſowie des Kommiſſars und des Protokollfuͤhrers verſehen, der 
Verhandlung als Anlage beigefuͤgt werden. 


H. 14. 


Iſt in dem Termine ein Betheiligter nicht erſchienen, ſo hat der Kom⸗ 
miſſar demſelben von der Genehmigung des Plans durch die Erſchienenen 
Kenntniß zu geben. Derſelbe iſt befugt, innerhalb vierzehn Tagen nach Zu⸗ 
ſtellung dieſer Bekanntmachung beim Kommiſſar ſchriftlich oder zu Protokoll Ein- 
ſpruch gegen den Plan zu erheben. 

Macht er von dieſer Befugniß keinen Gebrauch, ſo hat der Kommiſſar 
ſolches nach Ablauf der Friſt auf der Einigungs-Verhandlung zu vermerken 
und dieſe ift auch für den Ausgebliebenen wirkſam. 

Wird Einſpruch erhoben, fo hat der Kommiſſar die ſaͤmmtlichen Bethei- 
ligten unter Erwaͤhnung des Einſpruchs zu einem anderen Termine zum Zwecke 
des Verſuchs der Einigung uͤber den Einſpruch einzuladen. 

Wird in dieſem Termine die n es Plans von Seiten des 
Einſprechenden bewirkt oder erſcheint derſelbe wiederum nicht, fo iſt das Pro- 
tokoll darüber der früheren Einigungs-Verhandlung als Anlage beizufuͤgen. 
Das Nichterſcheinen des Einſprechenden in dem Termine gilt als Zurücknahme 
des Einſpruchs und ein fernerer Einſpruch iſt nicht zulaͤſſig. Wenn der Ein⸗ 
ſprechende im Termine auf dem Einſpruch beharrt, ſo kann die Ausfuͤhrung 
des Plans auch in Beziehung auf diejenigen Betheiligten, welche denſelben be⸗ 
reits genehmigt haben, vor der richterlichen Entſcheidung nicht ſtattfinden; 
eintretenden Falls kann nach $. 12. weiter verfahren werden. 


$. 15. 


Der Kommiſſar hat die Urkunde uͤber die Einigung nebſt fämmtlichen 
Vorverhandlungen auf dem Sekretariate des zuſtaͤndigen Landgerichts koſten⸗ 
frei zu hinterlegen und dem Ober-Prokurator davon ſchriftliche Mittheilung 
zu machen. 8 

as 


a DR 


Das Landgericht erklärt auf ſchriftlichen Antrag des öffentlichen Mini⸗ 
fteriums und auf den Vortrag eines Berichterftatters, wenn die Vorſchriften 
des Geſetzes beobachtet und die Rechte der Minderjährigen, Interdizirten, Ge⸗ 
meinden oder oͤffentlicher Anſtalten nicht verletzt ſind, den Theilungs- oder 
D ee durch Rathskammerbeſchluß fuͤr beſtaͤtigt und fuͤr exe⸗ 
utoriſch. 

Ertheilt das Landgericht die Beſtaͤtigung nicht, ſo weiſt es unter An⸗ 
gabe des entgegenſtehenden Hinderniſſes die Sache an den Kommiſſar zur noch⸗ 
maligen Behandlung zurüd. 


$. 16. 


Iſt in dem Plane eine Veraͤußerung vorgeſehen, ſo muß derſelbe zu⸗ 
gleich die Bedingungen des Verkaufs enthalten und den Notar beſtimmen, 
vor welchem der Verkauf abgehalten werden ſoll. 

Die etwa vorkommende Looſe-Ziehung erfolgt vor dem Kommiſſar und 
das Protokoll uͤber dieſelbe muß durch den letzteren auf dem Sekretariate des 
Landgerichts hinterlegt und der Urkunde uͤber die Einigung angeheftet werden. 

Verkauf und Looſe-Ziehung koͤnnen erſt nach Beſtaͤtigung des Plans 
vorgenommen werden. 


§. 17. 


Jeder Betheiligte iſt befugt, eine Ausfertigung des fuͤr exekutoriſch er⸗ 
klaͤrten Theilungs⸗ oder Abloͤſungsvertrags oder auch einen ſeine Rechte be⸗ 
treffenden Auszug deſſelben, mit der exekutoriſchen Klauſel verſehen, auf ſeine 
Koſten von dem Sekretariate zu verlangen. 


H. 18. 


Wenn die Einigung vor dem Regierungs-Kommiſſar nicht bewirkt wird, 
fo hat derſelbe dies durch eine Verhandlung feſtzuſtellen und die ſaͤmmtlichen 
Verhandlungen des Verfahrens ſind durch die Regierung ohne Verzug auf 
dem Sekretariate des le zu hinterlegen. 

Alsdann iſt jeder Betheiligte zur Anſtellung der gerichtlichen Klage befugt. 

Der Kommiſſar kann fein Verfahren ſchon vor Anlegung des Theilungs- 
90 len e ſchließen, wenn er keine Ausſicht hat, die Parteien zu 
vergleichen. 


§. 19. 


Die Verfügungen, durch welche der Kommiſſar zu Terminen einladet, 
ſowie die ſonſtigen Zuſtellungen, läßt derſelbe durch Vermittelung der Lokal⸗ 
Verwaltungs⸗Behörden, durch vereidete Boten oder durch die ft, infofern 
adurch Koſten erſpart werden, behaͤndigen. Die Zuftellung geſchieht an den 
Vorzuladenden in Perſon oder in deſſen Wohnung; wird in der Wohnung 
Jahrgang 4851, (Nr. 3405.) 53 weder 
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weder der Vorzuladende felbft, noch ein Verwandter oder Dienſtbote deſſelben 
angetroffen, ſo geſchieht die Behaͤndigung an den Ortsvorſteher. 
Die Zuſtellung einer . ſo zeitig bewirkt werden, daß zwiſchen der 
Behaͤndigung und dem Tage des Termins wenigſtens vierzehn ni frei bleiben. 
Die amtlichen Befcheinigungen über die gefchehenen Zuftellungen und den 
Hergang bei denſelben find durch den Kommiſſar zu den Akten zu bringen. 


H. 20. 


Außer den beſonderen Vorladungen veranlaßt der Kommiſſar eine oͤffent⸗ 
liche Bekanntmachung der zu Terminen einladenden Verfuͤgungen, im Fall 
ein Betheiligter ſolches beantragt oder wenn der Kommiſſar wegen der Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit unbekannter Betheiligten oder aus ſonſtigen Gruͤnden es fuͤr an⸗ 
gemeſſen erachtet. 

Die Verfuͤgung wird alsdann: 

1) dem Vorſteher jeder Gemeinde, in welcher Grundſtuͤcke, die der Theilung 
oder Abloͤſung unterworfen werden ſollen, gelegen find, mit dem Auf— 
trage uͤberſendet, die Verfuͤgung im Amtslokale zur Einſicht eines Jeden 
offen zu legen und durch Anſchlag an der Thuͤre des Amtslokals, ferner 
durch öffentliche Verkuͤndigung mit der Schelle oder in ſonſt ortsuͤblicher 
Weiſe im Hauptorte der Gemeinde an zwei Sonntagen bekannt zu 
machen, daß die Verfuͤgung zur Einſicht offen liege. 

Die 6 dieſer Vorſchrift iſt durch den Gemeinde-Vorſteher 

e des Datums des Anſchlags und der Verkuͤndigung zu 
eſcheinigen; 

2) en n den Öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts der Regierung 
und in eine Zeitung des Regierungs-Bezirks, ferner in das Kreisblatt, 
wenn ein ſolches in dem Kreiſe erſcheint, wo dem Verfahren unterwor⸗ 
fene Grundſtuͤcke gelegen find, eingeruͤckt. Die Einruͤckung wird durch 
ein Exemplar des Blattes nachgewieſen. 

Zwiſchen der letzten Bekanntmachung und dem Termine muß eine 

Zwiſchenzeit von mindeſtens Einem Monate frei bleiben. 


F. 21. 


Die oͤffentliche Bekanntmachung hat die Wirkung, daß dadurch die 
etwanigen Maͤngel der beſonderen Vorladungen gedeckt und alle, ſelbſt die un⸗ 
bekannten Betheiligten, als zum Verfahren gehörig geladen betrachtet werden. 

Iſt ſowohl zu einem Anmeldungs-Termine (F. b.), als zu dem im F. 11. 
gedachten Termine durch oͤffentliche Bekanntmachung geladen, ſo gilt der ver⸗ 
einbarte Plan, ſofern er die gerichtliche Beſtaͤtigung erlangt, auch gegen jeden 
nicht zum Verfahren gezogenen Betheiligten, ſelbſt wenn er im Plane uͤber⸗ 
gangen wäre. Derſelbe verliert feine Rechte und iſt mit feinen Einwendungen 
egen die Aus einanderſetzung ausgeſchloſſen. Er iſt nur befugt, von demjenigen 
inzelnen, welcher unrechtmäßig für das jenem zuſtehende Theilnahmerecht ab⸗ 
gefunden iſt, das demſelben Zugewieſene heraus zufordern. 

Der 
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ä Der Kommiſſar hat in der Verhandlung uͤber die Einigung zu erwaͤhnen, 
oder unter derſelben zu vermerken, daß durch oͤffentliche Bekanntmachung zu 
den Terminen eingeladen worden. 


§. 22. 


Die Verhandlungen vor dem Kommiſſar ſind in der Regel an Ort und 
Stelle, wo die Grundſtuͤcke liegen, vorzunehmen. 


Wird die Verhandlung in einem Termine vertagt, ſo muß der Kom⸗ 
miſſar beim Schluſſe des Termins den Anweſenden die Beſtimmung des neuen 
Termins bekannt machen. 


0 Die Vertretung der Betheiligten durch Bevollmaͤchtigte iſt zulaͤſſig; doch 
iſt der Kommiſſar befugt, wenn er es zur Beförderung des Geſchaͤfts ange⸗ 
meſſen findet, die Betheiligten zum perſoͤnlichen Erſcheinen aufzufordern. 


$. 29, 


Die Regierung kann zur Deckung der Koſten des Verfahrens ange: 
meſſene Vorſchuͤſſe von dem Antragſteller und ſaͤmmtlichen dem Antrage bei 
tretenden Betheiligten einfordern. 


H. 24. 


f Die Koſten des Vorverfahrens werden von der Regierung nach den fuͤr 
die Remuneration der Kommiſſarien, Protokollfuͤhrer, Vermeſſungsbeamten und 
Sachverſtaͤndigen bei Gemeinheitstheilungsſachen in den anderen Provinzen be— 
ſtehenden Vorſchriften feſtgeſtellt und exekutoriſch erklaͤrt. Die Deckung der 
Koſten des Verfahrens und das Verhaͤltniß, in welchem die Parteien zu der⸗ 
ſelben beizutragen haben, iſt im Theilungs- oder Abloͤſungsplan dem H. 29. 
der der inden then e entſprechend vorzuſehen. Wird beim Man⸗ 
gel der Einigung das gerichtliche Verfahren eingeleitet, fo muß letzteres zugleich 
uͤber die Koſten des Vorverfahrens Feſtſetzung treffen; im Unterlaſſungsfalle wer⸗ 
den dieſelben von der Re 12 2 nach Verhaͤltniß des §. 29. der Gemeinheits⸗ 
theilungs⸗Ordnung von allen Theilnehmern der Auseinanderſetzung eingezogen. 


Die Koſten des Verfahrens koͤnnen gegen den Antragſteller und dieje- 
Men welche ſich dem Antrage angeſchloſſen haben, nach Verhaͤltniß ihrer 
T eilnehmun srechte beigetrieben werden, wenn beim Mangel der Einigung die 
gerichtliche Klage binnen ſechs Monaten nach Beendigung des e 
nicht 90 8 iſt, ferner, wenn die Klage zwar angeſtellt, der Pro jedoch 

innerhalb drei Jahren nach dem Tage der Klage nicht zu Ende geführt ift. 


Wenn ein Betheiligter erſt nach Ablauf eines anberaumten Termins 
erſchienen iſt, und durch fein Ausbleiben nutzloſe Koſten entſtanden find, fo 
fallen ihm dieſe Koſten ausſchließlich zur Laſt. 
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H. . 
Die Geltendmachung eines Miteigenthums oder eines Nutzungsrechts 


in dem Antrage an die Regierung oder zu dan des Regierungs⸗ dommiſ⸗ 
ſars hat in Bezug auf die Verjährung ie Wirfung einer gerichtlichen Klage, 
5 5 die letztere innerhalb drei Jahren nach Beendigung des Vorverfahrens 
erfolgt. 


$. 26. 


Die Klage auf Theilung oder Ablöfung ift ohne vorherigen Suͤhneverſuch 
am Friedensgerichte bei r Landgerichte anzubringen, in deſſen Bezirke 
die gemeinſchaftlichen oder belaſteten Grundſtuͤcke oder der größere Theil der= 
ſelben gelegen ſind. 


. . 


Die Klage kann nicht angeſtellt werden, bevor das Vorverfahren vor 
dem Kommiſſar der Regierung zu Ende geführt iſt. 

Sollte das Vorverfahren binnen drei Jahren nach Einbringen des An- 
trages an die Regierung nicht zu Ende gefuͤhrt ſein, ſo ſteht der Mangel der 
Durchführung des Vorverfahrens der Anſtellung der Klage nicht entgegen. 

Iſt nach Beendigung des Vorverfahrens ein Zeitraum von drei Jahren 
verfloſſen, ſo muß der ſpaͤteren Klage ein neues Vorverfahren vorhergehen. 


$. 28. 


Fuͤr die Vorladung gelten die gewoͤhnlichen Vorſchriften fuͤr die Ladun⸗ 
gen an das Landgericht. 

Dieſelbe muß als Gegenſtand der Klage das Verlangen an den Be: 
klagten enthalten, zur gerichtlichen Theilung oder zur Ablöfung, oder zur Thei— 
lung und Abloͤſung zu ſchreiten, unter Bezeichnung der Grundſtuͤcke, auf welche 
ſich das Verfahren erſtrecken ſoll, nach dem Kataſter und unter Angabe der 
abzulöfenden Nutzungsberechtigungen. Der Anfuͤhrung von Gründen der Klage 
bedarf es nicht. Der Beklagte iſt aufzufordern, innerhalb eines Monats durch 
Anwalt zu erſcheinen, um ſeine Rechte wahrzunehmen, widrigenfalls er das 
Verfahren der Theilung oder Abloͤſung, ſowie daſſelbe bei dem Gerichte vor 
ſich gehen werde, gegen ſich gelten laſſen muͤſſe. 


§. 29. 


Es ſteht in der Befugniß des Klaͤgers, anſtatt oder auch neben der ge⸗ 
wohnlichen Ladung nach dem vorhergehenden Paragraphen die Klage auf dem 
Wege der oͤffentlichen Bekanntmachung zu erheben. 

Dieſelbe muß enthalten: 

1) Namen, Stand und Wohnung des Klaͤgers oder der Klaͤger; 
2) Be⸗ 
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2) Deftellung des Anwalts, welcher für den Kläger oder die Kläger auf— 
treten wird; 

3) das Verlangen des Klaͤgers, zur gerichtlichen Theilung oder zur Abloͤ⸗ 
fung, oder zur Theilung und Abloͤſung zu ſchreiten, unter Bezeichnung 
der Grundſtuͤcke, auf welche ſich das Verfahren erſtrecken ſoll, nach dem 
Kataſter und unter Angabe der abzuloͤſenden Nutzungsberechtigungen; 

4) die Bezeichnung des Gerichts, bei welchem die Klage erhoben wird; 

5) die Aufforderung an Jeden, welcher als Miteigenthuͤmer, beziehungs⸗ 
weiſe an Jeden, welcher als Berechtigter oder Verpflichteter betheiligt 
iſt, innerhalb eines Monats durch Anwalt zu erſcheinen, um ſeine Rechte 
wahrzunehmen, widrigenfalls er das Verfahren der Theilung oder Ab- 
loͤſung, ſowie daſſelbe bei dem Gerichte vor ſich gehen werde, gegen ſich 
gelten laſſen muͤſſe. 


H. 30. 


An die Stelle der Zuſtellung durch Vorladung treten im Falle des vor⸗ 
Wage den Paragraphen Bekanntmachungen und Anheftungen in folgender 
Weiſe: ’ 

1) die Klage muß dem Vorſteher jeder Gemeinde, in welcher gemeinſchaft⸗ 
liche oder belaſtete Grundſtuͤcke liegen, durch Gerichtsvollzieherakt zu⸗ 
geſtellt werden; daß dies geſchehen und daß die Klage beim Vorſteßer 
der Gemeinde zur Einſicht eines Jeden auf dem Amtslokale offen liege, 
muß an zwei Sonntagen im Hauptort der Gemeinde oͤffentlich durch 
die Schelle oder in ſonſt ortsuͤblicher Weiſe verkuͤndigt werden. Die 
Erfüllung dieſer Vorſchrift iſt durch den Vorſteher der Gemeinde amt⸗ 
lich zu ü e 

2) Abſchrift der Klage muß an die Thuͤre des Amtslokals des Vorſtehers 
der Gemeinde, ferner an die Thuͤre des Sitzungsſaales des Friedens- 
gerichts, in deſſen Bezirk die Grundſtuͤcke gelegen find, angeheftet wer— 
den; die Anheftung wird durch ein auf einer Abſchrift aufgenommenes 
und von dem Gemeinde-Vorſteher zu beglaubigendes Protokoll des Ge: 
richtsvollziehers beurkundet. 

3) Der Anwalt des Klaͤgers muß die Klage zweimal in den oͤffentlichen 
Anzeiger des Amtsblatts der Regierung und in eine Zeitung des Regie- 
rungsbezirks, ferner in das Kreisblatt, wenn ein ſolches in dem Kreiſe 
erſcheint, wo die Grundſtucke gelegen find, einruͤcken laſſen. Das Exem⸗ 
plar der Zeitung iſt mit der durch den Buͤrgermeiſter zu beglaubigenden 
Unterſchrift des Herausgebers zu verſehen. 

Wenn mehrere Perſonen gemeinſchaftlich die Klage erheben, ſo wird in 
den unter Nr. 2. und 3. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen und Anheftungen 
nur einer der Klaͤger mit dem Zuſatze: „und Genoſſen“ namhaft gemacht. 


$. 31. 


d Nach Ablauf eines Monats ſeit der letzten der in HH. 28. und 30. 90 
8 Vorladungen, Zuſtellungen, Bekanntmachungen und Anheftungen — 
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der Anwalt des Klägers ohne Schriftenwechfel die Sache durch einfachen An⸗ 
waltsakt zur Sitzung zu bringen. 

Das Landgericht hat im Verfahren fuͤr ſummariſche Sachen auf den 
Vortrag der Anwalte und auf den Antrag des öffentlichen Miniſteriums, 
ſelbſt von Amtswegen ſeine Kompetenz und die Beobachtung der geſetzlichen 
Formen, insbeſondere auch der Vorſchrift des F. 27., zu prüfen, und wenn in 
dieſer Beziehung nichts entgegenſteht, die Parteien mit Vorbehalt aller ihrer 
Rechte vor einen Kommiſſar aus feiner Mitte zu verweiſen. 0 

Das Urtheil iſt nur dann, wenn es ſich von der Kompetenz des Gerichts 
handelt, der Berufung unterworfen und wird nur in dieſem Falle zugeſtellt. 


H. 32. 


Der Anwalt des Klaͤgers uͤberreicht dem Kommiſſar Ausfertigung des 
Urtheils mit dem ⸗Geſuche, einen Termin zur Feſtſtellung der Rechte der Par: 
teien anzuberaumen. ü 


$. 33. 


Die Terminbeſtimmung muß wenigſtens vierzehn Tage vor dem Termine 
von dem Anwalte des Klaͤgers durch Anwaltsakte den uͤbrigen Anwalten zur 
Kenntniß gebracht werden. 


H. 34. 


In dem anberaumten Termine wird uͤber ſaͤmmtliche Einreden gegen die 
Klage, ſoweit nicht nach $. 31. Uber dieſelben zu entſcheiden iſt, und über das 
Vorhandenſein, die Beſchaffenheit und den Umfang des Miteigenthums oder 
der Nutzungsberechtigungen ſaͤmmtlicher Parteien verhandelt. Der Kommiſſar 
hat die a en der Anwalte oder der Parteien, welche, nachdem fie einen 
Anwalt beſtellt haben, perſoͤnlich oder durch Bevollmaͤchtigte vor ihm erſcheinen, 
au 1 4 81 zu nehmen. Jede Erklaͤrung iſt Öffentlich vor der Verſammlung 
abzugeben. 


$. 35. 


Beim Schluſſe der im vorigen Paragraphen gedachten Verhandlungen 
werden drei Sachverſtaͤndige, inſofern die Parteien ſich nicht uͤber die Wahl 
derſelben einigen, durch den Kommiſſar ernannt, und der Termin zur Verei— 
dung derſelben beſtimmt. 

Es ift geſtattet, den Regierungs-Kommiſſar, ſofern er Sachverſtaͤndiger 
ift, ebenſo wie die von ihm im Vorverfahren zugezogenen Experten, zu Sach⸗ 
verſtaͤndigen zu ernennen. 


$. 36, 


Erheben ſich Streitigkeiten, ſo nimmt der Kommiſſar die wechſelſeitigen 
Erklaͤrungen zu Protokoll, laßt ſich die Beweisſtuͤcke, auf welche die Pane 
ihre 


ihre Rechte gruͤnden, übergeben und verweiſt die ſtreitenden Theile in eine von 
ihm zu bezeichnende Sitzung des Landgerichts, zu welcher die Anwalte durch 
Anwaltsakte einzuladen ſind. Die Verhandlungen nebſt den Beweisſtuͤcken 
werden auf dem Sekretariate des Landgerichts zur Einſicht der Anwalte und 
zum Gebrauche des Gerichts hinterlegt. Das Landgericht hat, ohne daß es 
einer ſonſtigen Prozedur bedarf, auf Bericht des Kommiſſars, Vortrag der 
Anwalte und Antrag des oͤffentlichen Miniſteriums zu entſcheiden. 


§. 37. 


Auch im Falle des vorhergehenden Paragraphen kann der Kommiſſar, 
inſofern das Theilungs- oder Abloͤſungsverfahren ungeachtet der entſtandenen 
Streitigkeiten fuͤglich und ohne Verletzung der Rechte der Parteien fortzuſetzen 
iſt, mit Ernennung und Vereidigung der Sachverſtaͤndigen und dem weiteren 
Verfahren vorgehen. Wird hiergegen Widerſpruch erhoben, ſo findet auch in 
Bezug auf dieſen Punkt der F. 36. Anwendung. 2 * 


H. 38. 


Wird durch die Streitigkeiten Einzelner das Verfahren aufgehalten, fo 
iſt jede Partei befugt, von den ſtreitenden Theilen die unausgeſetzte Betreibung 
ihres Rechtsſtreites zu verlangen und eine angemeſſene Friſt feſtſtellen zu 
laſſen, nach deren Ablauf derſelbe zu Ende geführt ſein oder ohne Ruͤckſicht 
auf den ſaͤumigen Theil die Fortſetzung des Theilungs- oder Abloͤſungsver⸗ 
fahrens verordnet werden ſoll. 

Dieſer Antrag wird in einem bei dem Kommiſſar erwirkten Termine, 
von welchem die Anwalte der betreffenden Parteien in Kenntniß zu ſetzen ſind, 
angebracht und alsdann nach H. 30. verfahren. 


$. 39. 


Wenn eine Verhandlung zur Fortſetzung vertagt wird, ſo hat der Kom⸗ 
miſſar beim Schluſſe des Termins den Parteien die Beſtimmung des neuen 
Termins bekannt zu machen. Es bedarf alsdann einer Ladung zu dem letz⸗ 
teren nicht. 

Wenn das Verfahren vor dem Kommiſſar wegen entſtandener Streitig— 
keiten oder aus ſonſtigen Gruͤnden abgebrochen worden iſt, ſo hat nach deren 
Erledigung der Anwalt des Klaͤgers einen neuen Termin zur Fortſetzung zu 
erwirken und es iſt weiter nach H. 33. bis 36. zu verfahren. 


H. 40. 


Jeder Beklagte kann verlangen, daß die Klage durch öffentliche Bekannt⸗ 

e werde. 

1 enn das Vorverfahren ſich uͤber den Inhalt der erhobenen gericht⸗ 

ki Klage hinaus — in Anſehung des Gegenftandes oder der Perſon — 
r 3408.) auf 
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auf eine nach HH. 1. und 4. der Gemeinheitstheilungs-Ordnung zulaͤſſige Theis 
lung oder Ablöfung erſtreckt hat, fo iſt 1 Beklagte befugt zu verlangen, 
daß die Klage auf jene Theilung oder Abloͤſung ausgedehnt werde; er muß 
dabei den Inhalt der anzuſtellenden neuen Klage vollſtaͤndig bezeichnen. Beab⸗ 
ſichtigt ein Beklagter, beide Verlangen zu ſtellen, ſo muß er dieſelben gleich— 
zeitig anbringen. 

Die oben gedachten Verlangen ſind vor Erwirkung des im H. 31. er⸗ 
waͤhnten Urtheils im Akte der Anwaltsbeſtellung oder durch beſonderen An— 
waltsakt anzubringen. 5 

Wer dieſelben ſpaͤter anbringt, muß ſaͤmmtliche durch dieſe Verſpaͤtung 
verurſachten Koſten perfönlich tragen. Nach Feſtſetzung des Termins zur Ver: 
eidung der Sachverftändigen find die obigen Verlangen nicht mehr zulaͤſſig, und 
kann ſelbſt auf Grund des F. 4. der Gemeinheitstheilungs-Ordnung eine Aus: 
dehnung des Verfahrens nicht mehr ſtattfinden. 

Iſt eins der obigen Verlangen vor Erwirkung des im H. 31. erwaͤhn⸗ 
ten Urtheils geſtellt, ſo wird dadurch das Verfahren unterbrochen und der 
Klaͤger hat innerhalb einer Friſt von ſechs Wochen dem Verlangen zu ent— 
ſprechen, widrigenfalls ſeine urſpruͤnglich erhobene Klage auf Antrag eines jeden 
Beklagten in dem Verfahren des $. 31. angebrachtermaßen abzuweiſen iſt. 

Glaubt ein Klaͤger dem Verfahren widerſprechen zu koͤnnen, ſo bildet 
der Streit einen Gegenſtand des im F. 31. gedachten Verfahrens, und die Friſt 
von ſechs Wochen beginnt mit dem Tage des Urtheils, welches dem Verlan⸗ 
gen des Beklagten ſtattgiebt. N 

Im Falle eines der obigen Verlangen nach Erwirkung des im H. 31. 
gedachten Urtheils geſtellt wird, muß daſſelbe im Termine vor dem Kommiſſar 
angebracht werden; das Verfahren vor demſelben wird dadurch unterbrochen. 
Wenn ein Kläger dem Verlangen widerſpricht, jo hat der Kommiſſar die Par⸗ 
teien zur Sitzung des Landgerichts nach F. 36. zu verweiſen; die Entſcheidung 
iſt in Anſehung dieſes Punktes der Berufung nicht unterworfen. Im Uebri⸗ 

en gilt fürsdiefen Fall daſſelbe, was für den Fall, wo das Verlangen vor 
rwirkung des erſten Urtheils angebracht wurde, vorgeſchrieben iſt. 

Nachdem die Klage von Neuem erhoben worden, iſt nach der Vorſchrift 
des $, 31. weiter zu verfahren. Wenn die neue Klage eine Ausdehnung der 
fruͤheren enthaͤlt, ſo ſind die auf letztere ergangenen Anwaltsbeſtellungen fuͤr 
nicht geſchehen zu erachten. 


H. 41. 


Im Falle nach dem Termine zur Feſtſtellung der Rechte der Parteien 
Jemand als Betheiligter in den Prozeß treten will, ſo hat derſelbe durch Ge- 
ſuch eines Anwalts, welches den übrigen Anwalten zuzuſtellen iſt, feinen An- 
ſpruch bei dem Kommiſſar anzubringen. Dieſer laͤßt in einem von ihm anbe⸗ 
raumten Termine, welcher durch Anwaltsakt mindeſtens vierzehn Tage vor dem 
Termine zur Kenntniß ſaͤmmtlicher Anwalte gebracht wird, die Parteien ſich 
erklaͤren, und verweiſt dieſelben im Falle von Streitigkeiten in eine Sitzung des 
Landgerichts. Der eee Eintretende muß — eine oͤffentliche Bekannt⸗ 
machung vorausgeſetzt — die durch ſein verſpaͤtetes Auftreten entſtehenden 

Koſten 


u BED 


Koſten tragen und die vorangegangenen Schritte der Prozedur werden in An- 
ſehung ſeiner nicht wiederholt. a 


H. 42. 


Wenn in Bezug auf die vorläufige Verwaltung der Grundſtuͤcke oder 
einen ſonſtigen Zwiſchenpunkt eine gerichtliche Verfuͤgung oder Entſcheidung 
von einer Partei beantragt werden ſoll, ſo iſt der Antrag durch Geſuch des 
Anwalts beim Kommiſſar anzubringen, welcher in einem Termine, zu dem die 
uͤbrigen Anwalte mindeſtens vierzehn Tage vor dem Termine, ſofern dieſe Friſt 
nicht durch Verfuͤgung des Kommiſſars abgekürzt iſt, durch Anwaltsakt einzu⸗ 
laden ſind, die Erklaͤrungen der Parteien vernimmt und den Zwiſchenpunkt zur 
Entſcheidung in eine Sitzung des Landgerichts verweiſt. 


H. 43. 


In dem Vereidigungstermine (F. 35.), zu welchem die Sachverſtaͤndigen 
auf Betreiben des Klaͤgers vorgeladen werden, nimmt der Kommiſſar die Ver⸗ 
eidigung derſelben vor, beſpricht mit ihnen die zu loͤſende Aufgabe und ſetzt in 
Gemeinſchaft mit ihnen Ort und Zeit zum Beginn ihrer Verrichtungen feſt. 


$. 44. 


Die Verrichtungen der Sachverſtaͤndigen ſind in der Regel an Ort und 
Stelle, wo die Grundſtuͤcke liegen, und in Gegenwart des Kommiſſars zu be⸗ 
innen. Im weiteren Verlaufe haben die Sachverftändigen beim Schluſſe einer 
jedesmaligen Tagefahrt Ort und Zeit zur Fortſetzung ihres Geſchaͤfts zu be— 
ſtimmen und der Kommiſſar kann ihren Verrichtungen beiwohnen, ſofern er 
ſolches fuͤr noͤthig erachtet. 

Jede Partei, welche einen Anwalt beſtellt hat, kann den Verrichtungen 
perfönlich beiwohnen, oder ſich dabei durch ihren Anwalt oder ihren Bevoll⸗ 
maͤchtigten vertreten laſſen. Einer Berufung der Parteien oder ihrer Anwalte, 
um den Verrichtungen der Sachverſtaͤndigen beizuwohnen, bedarf es nicht. 


$. 45. 


Der Kommiſſar kann zu jeder Zeit von den Sachverſtaͤndigen Auskunft 
uͤber den Fortgang ihrer Verrichtung erfordern und ihnen zu regelmaͤßigerem 
oder beſchleunigterem Betriebe Anweiſungen ertheilen. 

Derſelbe ift befugt, austretende Sachverſtaͤndige durch andere zu erſetzen, 
auch aus erheblichen Gruͤnden die Sachverftändigen oder einzelne von ihnen 
ihres Auftrages zu entbinden und an ihre Stelle andere zu ernennen. 

In dieſem Falle ſetzt er zugleich Termin zur Vereidigung der neu er⸗ 
nannten Sachverſtändigen an und Binferlege feine Verfügung auf dem Sekre⸗ 
tariate ze Kenntniß der Anwalte. 

er Anwalt des Klägers hat die Verfügung den entlaſſenen Sachver— 
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ſtaͤndigen zuſtellen zu laſſen und den uͤbrigen Anwalten durch Anwaltsakt 
anzuzeigen, und es iſt weiter nach $. 43. zu verfahren. 


$. 46. 


Nachdem die Sachverftändigen ihr Gutachten auf dem Sekretariate des 
Landgerichts hinterlegt haben, fertigt der Kommiſſar unter ihrer Zuziehung den 
Theilungs⸗ oder Abloͤſungsplan, laßt, inſofern eine Landtheilung in Natur oder 
eine Landabfindung darin vorgeſehen iſt, dieſe nach dem Plane abſtecken und 
legt den Plan auf dem Sekretariate nieder. 

Der Anwalt des Klaͤgers hat eine von dem Sekretariate beglaubigte 
Kopie des Planes, fo wie der etwa dazu gehörigen Karte bei dem Vor⸗ 
ſteher der Gemeinde, in deren Bezirk die Grundſtuͤcke liegen, zur Einſicht der 
Betheiligten zu hinterlegen; daß dies geſchehen, wird von dem Gemeinde-Vor⸗ 
ſteher auf der bei ihm hinterlegten Abſchrift beglaubigt. Gehören die Grund» 
ſtuͤcke zu mehreren Gemeinden, fo iſt die Gemeinde, bei deren Vorſteher die 
Hinterlegung geſchehen ſoll, von dem Kommiſſar bei Niederlegung des Planes 
auf dem Sekretariate zu beſtimmen. a 


F. 47. 


Der Anwalt des Klaͤgers hat die nach dem vorigen Paragraphen ge— 
ſchehenen Hinterlegungen den uͤbrigen Anwalten durch Anwaltsakt, und den 
vorgeladenen Parteien, welche keinen Anwalt beſtellt haben, durch Gerichts⸗ 
vollzieherakt anzuzeigen, mit der Aufforderung an jeden Betheiligten, binnen 
einem Monate von dem Gutachten und dem Theilungs- oder Abloͤſungsplane 
Einſicht zu nehmen und, im Falle er gegen den Plan Einwendungen geltend 
machen wolle, in dieſer Friſt Einſpruch zu erheben, widrigenfalls angenommen 
werde, er genehmige den Plan. 

Im Falle eine öffentliche Ladung zum Verfahren ſtattgefunden hat, iſt 
die obige Anzeige und Aufforderung in derſelben Weiſe, wie nach H. 30. die 
Klage, zu veroͤffentlichen. Die Bekanntmachung muß alsdann die Bezeichnung 
ei the, auf welche ſich das Verfahren erſtreckt, nach dem Kataſter 
enthalten. 


$. 48, » 


Ein Einſpruch gegen den Theilungs⸗ und Abloͤſungsplan muß ſchriftlich 
und unter Angabe der Gründe und Beifuͤgung der Beweisſluͤcke durch den 
Anwalt auf dem Sekretariate angebracht werden. 


$. 49, „ 


Wenn nach Niederlegung des Plans ein Betheiligter, welcher bis dahin 
nicht im Verfahren vertreten war, Anſpruͤche und Einwendungen gegen den 
Sunn erheben will, ſo kann dies nur auf dem Wege des Einſpruchs gegen den 
Plan geſchehen. m 

te⸗ 


a 


Diefer Einſpruch muß zugleich die Anwalts beſtellung enthalten, und es 
wird uͤber denſelben in gleicher Weiſe, wie uͤber ſonſtige Einſpruͤche gegen den 
Plan und gleichzeitig mit denſelben entſchieden. In Anſehung der durch das 
verſpaͤtete Beitreten entſtehenden Koſten findet die Beſtimmung des H. 41. An⸗ 
wendung. 


§. 50. 


Im Falle der Kommiſſar der Anſicht iſt, daß eine Theilung der gemein⸗ 

ſchaftlichen Grundſtuͤcke in Natur vorzunehmen, oder daß eine Landabfindung 
zu gewähren ſei, muß derſelbe vor Hinterlegung des Theilungs- oder Abloͤ⸗ 
ſungsplans einen Termin beſtimmen, in welchem er das Gutachten der Sach⸗ 
verſtaͤndigen uͤber Vermeſſung und Bonitirung und nach Befinden auch einen 
vorlaͤufigen Abloͤſungs- oder Theilungsplan an Ort und Stelle den Parteien 
zur Aeußerung vorlegen werde. Dieſe Verfuͤgung wird auf dem Sekretariate 
zur Kenntniß der Anwalte hinterlegt und von dem Anwalte des Klaͤgers den 
übrigen Anwalten vierzehn Tage vor dem Termine angezeigt. Der Kommiſ⸗ 
ſar kann zu dem Termine, in welchem ein vorlaͤufiger Man vorgelegt werden 
ſoll, die Grenzen der Landabfindungen ſoweit abſtecken laſſen, als es ihm zum 
Verſtaͤndniß der Betheiligten erforderlich ſcheint. 

Auch in den Faͤllen, wo eine Theilung in Natur oder eine Landabfin⸗ 
dung nicht eintritt, kann der Kommiſſar, wenn er es fuͤr zweckmaͤßig erachtet, 
einen vorläufigen Plan fertigen und den Betheiligten in obiger Weiſe zur Er⸗ 
klaͤrung vorlegen. 

Werden Einwendungen gegen die Vermeſſung und Bonitirung oder 
gan den vorläufigen Plan erhoben, jo nimmt der Kommiſſar darauf bei 

ertigung des ſchließlichen Planes die ihm geeignet ſcheinende Ruͤckſicht. 


$. 51. 


Wenn ſeit der letzten der im H. 47, vorgeſchriebenen Zuſtellungen, Be⸗ 
kanntmachungen und Anheftungen ein Monat verſtrichen iſt, ohne daß Ein- 
ſpruch erhoben worden, ſo erſtattet der Kommiſſar dem Landgericht in der 
Rathskammer Bericht. Daſſelbe ertheilt, wenn die Vorſchriften des Geſetzes 
erfüllt und die Rechte der Minderjährigen, Interdizirten, Gemeinden oder oͤffent⸗ 
lichen Anſtalten nicht verletzt ſind, nach Anhoͤrung des oͤffentlichen Miniſteriums 
dem Plane die Beſtaͤtigung und erklaͤrt ihn für exekutoriſch. Im entgegenge- 
ſetzten Falle wird die Sache an den Kommiſſar zuruͤckgewieſen. 


$. 52. 


Iſt Einſpruch erhoben, fo verweiſt der Kommiſſar nach Ablauf der Fri⸗ 
ſten die Sache für ſaͤmmtliche Parteien in eine von ihm zu beſtimmende Sitzun 
des Landgerichts, in welcher in dem Verfahren fuͤr ſummariſche Sachen na 
Vortrag der Anwalte und Antrag des offentlichen Miniſteriums zu entſcheiden 
iſt. Werden die Einſpruͤche verworfen und ſind die Vorſchriften des Geſetzes 
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erfüllt und die Rechte der Minderjährigen, Interdizirten, Gemeinden und öffent: 
lichen Anſtalten nicht verletzt, fo wird durch das Urtheil zugleich der Theilungs— 
plan beſtaͤtigt und fuͤr exekutoriſch erklaͤrt. 

Im entgegengeſetzten Falle wird die Sache vor den Kommiſſar zuruͤck— 
verwieſen. 


§. 53. 


Iſt nach dem Plane ein Verkauf erforderlich, fo verordnet das Landge— 
richt unter Beſtaͤtigung des Planes den Verkauf und ernennt einen Notar, vor 
welchem derſelbe vorgenommen werden ſoll. Die Bedingungen des Verkaufs 
muͤſſen in dem Plane enthalten ſein und koͤnnen Gegenſtand des Einſpruchs 
nach $. 48. bilden. Der Anwalt des Klägers hat die übrigen Anwalte zu 
dem vor dem Notar ſtattfindenden Geſchaͤfte einzuladen. Hat der Verkauf 
ftattgefunden, fo fertigt der Kommiſſar den ſchließlichen Plan und es wird ruͤck— 
ſichtlich deſſelben nach dem F. 46. u. ſ. w. verfahren. 

Soll nach dem Plane eine Verlooſung geſchehen, ſo verweiſt das 
Landgericht die Parteien zur Vornahme der Looſung an den Kommiſſar. Der 
Anwalt des Klaͤgers hat die uͤbrigen Anwalte zu dem Termine, welchen der 
Kommiſſar anberaumt, wenigſtens Einen Monat vorher arena Das Pro- 
9355 über die Looſung wird der Urſchrift des beſtaͤtigten Theilungsplans bei— 
geheftet. 


§. 54. 


Für den nach dieſem Geſetze ſtattfindenden Verkauf ($$. 16. und 53.) 
und fuͤr deſſen Ankuͤndigungen ſind die Vorſchriften der Kabinetsorder vom 
29. September 1835. maaßgebend. In den Ankuͤndigungen wird nur eine be— 
treibende Partei mit dem Zuſatze „und Genoſſen“ namhaft gemacht. Ein 
Uebergebot nach dem Verkaufe findet nicht ſtatt. 

Bei der Looſung ($$. 16. und 53.) kann der Kommiſſar einen Anwalt 
oder Sekretaͤr beauftragen, fuͤr diejenigen Parteien, welche nicht erſcheinen und 
nicht durch Bevollmaͤchtigte oder Anwalte vertreten ſind, die Looſung vorzu— 
nehmen; er kann auch noͤthigenfalls einen dritten Unbetheiligten dazu vereiden. 


$. 55. 


Die SH. 8. und 9. finden auch im gerichtlichen Verfahren Anz 
wendung. g 

Die oͤffentliche Bekanntmachung im gerichtlichen Verfahren hat dieſelbe 
Wirkung, wie im Vorverfahren ($. 21.). Wenn ſowohl die Klage, als die 
im H. 47. gedachte Anzeige und Aufforderung auf dem Wege der Öffentlichen 
Bekanntmachung erfolgt ſind, ſo gilt der beftätigte Plan auch gegen jeden zum 
Verfahren nicht zugezogenen Betheiligten, ſelbſt wenn er uͤbergangen waͤre, und 
derſelbe iſt ebenſo, wie nach $. 21., praͤkludirt. 


H. 56. 


— #9 — 


$. 56. 


Wenn es nothwendig wird, den Kommiſſar oder den Notar durch einen 
anderen zu erſetzen, ſo geſchieht dies auf Geſuch des Anwalts des Klaͤgers 
durch Beſchluß der Rathskammer. 


$. 57. 


Kontumazialurtheile gegen die Partei oder gegen den Anwalt und 
Kontumazial⸗Verbindungsurtheile werden nicht erlaſſen; jedes Urtheil wird als 
ein kontradiktoriſches betrachtet. 


H. 58. 


Durch den Tod oder eine Veraͤnderung in der Perſon einer Partei wird 
das Verfahren nicht aufgehalten. 8 f 

Eine Zuſtellung deshalb und ein Wiederaufnahmeverfahren findet nicht 
ſtatt. Wenn ein Anwalt ſtirbt oder außer Amt tritt, ſo muß die von ihm 
vertretene Partei innerhalb vierzehn Tagen einen neuen Anwalt beſtellen; nach 
Ablauf dieſer Friſt hat das Verfahren ungehinderten Fortgang. 


$. 59. 


Iſt der Anwalt des Klaͤgers ſaͤumig, ſo kann der Anwalt jeder anderen 
Partei denſelben zur Fortſetzung auffordern und, wenn dieſer Aufforderung 
binnen acht Tagen nicht entſprochen wird, an deſſen Stelle als der das Ver: 
fahren betreibende Anwalt treten. 


H. 60, 


Eine Einrede auf Grund des Art. 174. der Buͤrgerlichen Prozeßordnung 
kann nicht erhoben werden. Die Einlaſſung in das Verfahren zieht fuͤr den 
Verklagten, ſo lange er nicht als betreibender Theil auftritt, die Erbesqualität 
nicht nach ſich. 


H. 61. 


Die Deckung der Koſten des Verfahrens, welche nicht durch Streitig⸗ 
keiten Einzelner enkſtanden find und dieſen zur Laſt fallen ($. 29. der Gemein 
heitstheilungs-Ordnung), ſowie das Verhaͤltniß, in welchem die Parteien zu 
den Koſten beizutragen haben, müffen in dem Theilungs- oder Abloͤſungsplan 
vor deſſen Hinterlegung vorgeſehen werden. Der Koſtenpunkt kann Gegenſtand 
des Einſpruchs nach F. 48. bilden. 

Diejenige Partei, welche vor dem Kommiſſar der Regierung im Vor⸗ 
verfahren zu dem Theilungs- oder Ablöfungsplan ihre Zuſtimmung erklaͤrt hat, 
kann ganz oder theilweife von den Koſten des gerichtlichen Verfahrens den 

(Nr, 3405.) 


1 


den werden, ſofern das Ergebniß des letzteren mit jenem Plane uͤbereinſtimmt 
oder nur unerheblich von ihm abweicht. 

Wenn das Vorverfahren eingeſtellt worden iſt, weil die Anſpruͤche einer 
oder mehrerer Perſonen von den uͤ rigen beſtritten wurden, fo kann das Ge- 
richt jene Perſonen, wenn ſie im gerichtlichen Verfahren nicht auftreten, oder 
wenn ihre Anſpruͤche grundlos befunden werden, auf Antrag jeder Partei in 
einen angemeſſenen Theil der Koſten verurtheilen. Die Partei, welche dieſe 
Verurtheilung erwirkt hat, iſt zur Vollſtreckung berechtigt und hat den Ertrag 
nach Abzug der aufgewendeten Koſten zur Maſſe zu bringen. 


H. 62. 


Eine Erſtattung von Auslagen fuͤr Reiſen der Partei oder des Anwalts, 
oder von Auslagen wegen Vertretung durch einen Bevollmaͤchtigten, findet we— 
der im Vorverfahren, noch im gerichtlichen Verfahren ſtatt. 


$. 63. 


Alle Hinterlegungen auf dem Sekretariate geſchehen koſtenfrei; das Se— 
kretariat hat das hinterlegte Schriftſtuͤck mit dem Datum der cen zu 
verſehen und auf Verlangen Beſcheinigung daruͤber zu ertheilen. Eines foͤrm— 
lichen Hinterlegungsaktes bedarf es nicht. 


H. 64. 


Das Verfahren iſt ſtempelfrei. Die Koſten und Gebuͤhren fuͤr das ge⸗ 
richtliche Verfahren werden fuͤr jetzt nach den beſtehenden Tarifen angeſetzt 
und erhoben. Die Abaͤnderung der letzteren bleibt vorbehalten. 


4 F. 65. 


2 Die Koſten und Gebuͤhren werden durch den Kommiſſar exekutoriſch 
lart, 


H. 66. 


Die Berufung von jedem Urtheil muß bei Verluſt des Rechtsmittels 
innerhalb vierzehn Tagen nach der Zuſtellung an den Anwalt, oder, wenn kein 
Anwalt beſtellt iſt, nach der Zuſtellung an die Partei, eingelegt werden. 

Die Zuſtellung eines Urtheils an den Anwalt hat in Anſehung der 
Rechtskraft alle Wirkungen, welche das Geſetz mit der Zuſtellung des Urtheils 
an die Partei verbindet. Gleichwohl wird jedem Anwalt nur eine Kopie des 
Urtheils zugeſtellt, auch wenn er mehrere Parteien vertritt. 

Die Berufung wird im Domizil des Anwalts zugeſtellt. 

R Der Artifel 449, der Bürgerlichen Prozeß- Ordnung findet Feine An⸗ 
wendung. 


$. 67. 


— 401 — 


$. 67. 


Der Berufungsakt muß die Beſchwerdepunkte enthalten. Die Sache 
wird nach Ablauf der Erſcheinungsfriſt, welche in keinem Falle mehr als einen 
Monat betragen ſoll, durch einfachen Anwaltsakt jur Sitzung gebracht, ohne 
daß es außer den motivirten Antraͤgen der Appellaten einer Juſtellung oder 
ſonſtigen Prozedur bedarf. N 

Die §H. 57. 58. 62. und 64. finden auch in der Berufungs⸗Inſtanz 
Anwendung. . 


. H. 68. 


Vor jedem Beſchluſſe oder Urtheil des Gerichts muß das Öffentliche 
Miniſterium gehoͤrt werden. 


$. 69. 


f Vormuͤnder und emanzipirte Minderjährige beduͤrfen zu dem Antrage 
auf Theilung oder Ablöfung bei der Regierung der Ermächtigung des Fami⸗ 
lienraths, Gemeinden oder Öffentliche Anſtalten der Ermächtigung des Bezirks⸗ 
raths, beziehungsweiſe des Kreisausſchuſſes oder der betreffenden Aufſichts⸗ 
behoͤrde. Daſſelbe gilt in Bezug auf Anſtellung der Klage bei Gericht, ſofern 
nicht bereits die Ermaͤchtigung zum Antrage bei der Regierung ertheilt war. 

Die Ehefrauen werden ſowohl im Vorverfahren als im gerichtlichen 
Verfahren durch die Ehemänner vertreten, wenn es ſich von Grundſtuͤcken mit 
Eigenthumsantheilen oder ahne be ech ngen handelt, welche nach den 
zwiſchen den betreffenden Eheleuten beſtehenden Rechtsverhaͤltniſſen der Ver- 
waltung der Ehemaͤnner unterworfen ſind. In den ſonſtigen Faͤllen haben die 
Ehefrauen ſelbſt ihre Rechte auszuuͤben; ſie beduͤrfen dabei der Ermaͤchtigung 
der Ehemaͤnner, inſofern ſie den Antrag zum Vorverfahren oder die Klage 
zum gerichtlichen Verfahren erheben wollen. 

Saͤmmtliche oben gedachte Perſonen bedürfen einer Ermächtigung nicht, 
um ſich auf den Antrag oder die Klage einzulaſſen und im Verfahren ihre 
Rechte geltend zu machen. Wenn die noͤthige Ermaͤchtigung mangelt, ſo iſt 
der Antrag oder die Klage als unannehmbar zuruͤckzuweiſen. 


$. 70. 


Zu jeder Einigung vor dem Kommiſſar der Regierung oder des Gerichts 
bedarf es in Anſehung von Minderjaͤhrigen, Interdizirten, e Gemein: 
den oder öffentlichen Anftalten der fon zu Vergleichen geſetzlich erforderlichen 
Formen, Ermaͤchtigungen oder Beſtaͤtigungen nicht, inſofern die gerichtliche 
Beſtaͤtigung der Theilung oder Ablöfung nach $3. 15., 51., 52. erfolgt. 


$. 71. 


Wenn bei 1 des gegenwärtigen Geſetzes eine Theilung oder 
Abloͤſung, auf welche daſſelbe Anwendung findet, gerichtlich anhaͤngig 18 
(Nr. 3405.) jedo 


= WE 


jedoch ein Urtheil erfter Inſtanz, welches den Verkauf oder die Looſeziehung 
verordnet, oder das Reſultat des Verfahrens anderweit feſtſetzt, noch nicht er: 
gangen iſt, fo kann die Prozedur bei Gericht nicht fortgeſetzt werden; der be— 
treibende Theil muß den Antrag zum Verſuch der Einigung an die Regierung 
ſtellen und, wenn das Vorverfahren nicht zur Einigung fuͤhrt, eine neue Klage 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes erheben. 

Die durch Vergleich oder rechtskraͤftige Entſcheidung in dem fruͤheren 
Prozeſſe getroffenen Son en uͤber die ag urn bleiben gültig. 

Ji bereits durch ein Urtheil erſter Inſtanz der Verkauf oder die Looſe— 
ziehung verordnet, oder das Reſultat des Verfahrens anderweit feſtgeſetzt, fo 
— die Sache in den vor dem gegenwaͤrtigen Geſetze geltenden Formen er— 
edigt. 


$. 72. 


Die Beſtimmungen des Rheiniſchen Prozeßverfahrens kommen zur An— 
wendung, ſoweit das gegenwaͤrtige Geſetz eine Abaͤnderung nicht enthaͤlt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Warſchau, den 19. Mai 1851. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


